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Drucksache 1334 


Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Gewährung eines Darlehens an die Türkische 

Republik 

— Drucksache 1098 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Leverkuehn 


Das in dem Aibkommen zwtischen der Regie- 
rung der Bundeisrepublik Deutschland imd der Re- 
gierung der Türkischen Republik vom 27. Novem- 
ber 1958 vorgesehene Darlehen von 210 Millionen 
D-Mark ist in doppeltem Sinne eine Teilmaßnahme. 
Es ist einerseits ein Teilbetrag einer Gesamtfinanz- 
hilfe an die Türkei aus verschiedenen Quellen, die 
in der Begründung der Bundesregierung zur Ge- 
s<etzesvorlage luiter Drucksache 1098 angeführt -sind, 
von 225 Millionen Dollar = ca. 945 Millionen 
D-Mark. 

Bei seinen Beratungen ist der Ausschuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten zu der Auffassung ge- 
langt, daß der Anteil der Bundesrepublik an der 
aufzubringenden Summe sich durch die Bedeutimg, 
welche der Bimdesrepublik als Handelspartner der 
Türkei zukommt, rechtfertigt. Er sieht dabei das 
Darlehen auch insofern als eine Teilmaßnahme an, 
als die Finanzhilfe ausschließlich zur Behebung der 
derzeit bestehenden Krise zur Stabilisierung der 
türkischen Währung dienen soll. Wie auch in der 
Begründung der Bundesregierung zur Vorlage des 
Ratifikationsgesetzes ausdrücklich hervorgehoben 
wird, sind diese Mittel zur Rückzahlung von Schul- 
den nicht zu verwenden. Zur Zeit der Abfassung 
dieser Begründung im Mai 1959 war der Bund be- 
reits im Betrage von 110 Millionen DM für bundes- 
verbürgte Geschäfte ein ge treten. Dieser Betrag 
muß also bei dem Überblick über die finanziellen 
Beziehungen zwischen der BundesTepublik und der 
Türkei in Betracht gezogen werden. Ferner aber 


wird die Türkei, wenn die Stabilisierung erfolgt 
ist, weitere Kredite benötigen, um Ihre Volkswirt- 
schaft zu entwickeln und ihre Zahlungsbilanz durch 
Hebung der Exporte und entsprechende Regulie- 
rung der Importe zur Rückzahlung der Schulden 
der öffentlichen Hand und der Handelsschulden 
instand zu setzen. Dazu werden weitere Anleihen 
im Aus lande auf genommen werden müssen. 

Die Bimdesregierung sieht nach ihrer Begrün- 
dung zum Ratifikationsgesetz die Entstehung der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Türkei im we- 
sentlichen in einem zu umfangreichen und zu be- 
ischleunigten Ausbau der schwach entwickelten und 
kapital armen Wirtschaft. Bei der Darlegung der 
Gründe für die Gewährung der Finanzhilfe geht sie 
außerdem auf die Rolle der Türkei! in der NATO 
ein und die daraus sich ergebende Notwendigkeit, 
der Türkei entsprechende Hilfe zu gewähren. 

Im Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
wurde hierzu die Meinung vertreten, man dürfe in 
diesem Zusammenhang nicht imterlassen, darauf 
hinzuweisen, daß zwischen der wirtschaftlichen Lage 
und den Leistungen innerhalb der NATO ein dnne- 
rer Zusammenhang bestehe: Die türkische Wirt- 
schaft sei im wesentlichen eine Agrarwirtschaft, 
der durch die Einziehung zu den Streitkräften Ar- 
beitskräfte 'in einem für die Türkei sehr empfind- 
lichen Maße entzogen würden. 

In Anbetracht der Tatsache, daß die türkische 
Regierung mit der OEEC und den an der Sanie- 
rungsaktion beteiligten Ländern im Gespräch über 
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ein Prograjmn zur Planung der Investitionen für 
die nächsten Jahre steht, wurde bei den Beratun- 
gen des Auswärtigen Ausschusses der Ratifiifcation 
der einzelnen Teilabkommen — als Voraussetzunig 


für jede weitere Planung der Gesamtwirtsdiiaft und 
als wichtiger Faktor zur Stabilisierung — vordring- 
liche Bedeutung zuerkannt. I>er Ausschuß emp- 
fiehlt, dem Entwurf der Regierung zuzustimmen. 


Bonn, den 22. Oktober 1959 


Dr. Leverkuehn 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdhusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1098 — unver- 
ändert anzimehmen. 


Bonn, den 22. Oktober 1959 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Leverkuehn Dr. Furier 

V ersitzender B erichterstatter 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Gewährung eines Darlehens an die Türkische 

Republik 

— Drucksache 1098 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Leverkuehn 


Da 3 S in dem Abkommen zwiisdien der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
gierung der Türkischen Republik vom 27. Novem- 
ber 1958 vorgesehene Darlehen von 210 Millionen 
D-Mark ist in doppeltem Sinne eine Teilmaßnahme. 
Es ist einerseits ein Teilbetrag einer Gesamtfinanz- 
hilfe an die Türkei aus verschiedenen Quellen, die 
in der Begründung der Bimdesregierung zur Ge- 
setzesvorlage unter Drucksache 1098 angeführt sind, 
von 225 MilMonen Dollar = oa. 945 Millionen 
D-Mark. 

Bei seinen Beratungen ist der Ausschuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten zu der Auffassung ge- 
langt, daß der Anteil der Bundesrepublik an der 
auf zub ringenden Summe sich durch die Bedeutung, 
welche der Bundesrepublik als Handelspartner der 
Türkei zukommt, rechtfertigt. Er sieht dabei das 
Darlehen auch insofern als eine Teilmaßnahme an, 
als die Finanzhilfe aussdiließlich zur Behebimg der 
derzeit bestehenden Krise zur Stabilisierung der 
türkischen Währung dienen soll. Wie auch lin der 
Begründung der Bundesregierung zur Vorlage des 
.Ratifikationsgesetzes ausdrücklich hervorgehoben 
wird, sind diese Mittel zur Rückzahlung von Schul- 
den nicht zu verwenden. Zur Zeit der Abfassung 
dieser Begründimg im Mai 1959 war der Bund be- 
reits im Betrage von 110 Millionen DM für bundes- 
verbürgte Geschäfte eingetreten. Dieser Betrag 
muß also bei dem Überblick über die finanziellen 
Beziehungen zwischen der BundesTepublik und der 
Türkei in Betracht gezogen werden. Ferner aber 


wird die Türkei, wenn die Stabilisierung erfolgt 
ist, weitere Kredite benötigen, um ihre Volkswirt- 
schaft zu entwickeln und ihre Zahlungsbilanz durch 
Hebung der Exporte und entsprechende Regulie- 
rung der Importe zur Rückzahlung der Schulden 
der öffentlichen Hand und der Handelsschulden 
instand zu setzen. Dazu werden weitere Anleihen 
im Auslande auf genommen werden müssen. 

Die Bundesregierung sieht nach ihrer Begrün- 
dung zum Ratifikationsgesetz die Entstehung der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Türkei im we- 
sentlichen in einem zu umfangreichen und zu be- 
schleunigten Ausbau der schwach entwickelten und 
kapitalarmen Wirtschaft. Bei der Darlegung der 
Gründe für die Gewährung der Finanzhilfe geht sie 
außerdem auf die Rolle der Türkei in der NATO 
ein und die daraus isich ergebende Notwendigkeit, 
der Türkei entsprechende Hilfe zu gewähren. 

• Im Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
wurde hierzu die Meinung vertreten, man dürfe in 
diesem Zusammenhang nicht unterlassen, darauf 
hinzuweisen, daß zwischen der wirtschaftlichen Lage 
und den Leistimgen innerhalb der NATO ein dnne- 
rer Zusammenhang bestehe; Die türkische Wirt- 
schaft sei im wesentlichen eine Agrarwirtschaft, 
der durch die Einziehung zu den Streitkräften Ar- 
beitskräfte (in einem für die Türkei sehr empfind- 
lichen Maße entzogen würden. 

In Anbetracht der Tatsache, daß, die türkische 
Regierung mit der OEEC und den an der Sanie- 
rungsaktion beteiligten Ländern dm Gespräch über 
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ein Programm zur Planung der Investitionen für 
die nächsten Jahre steht, wurde bei den Beratun- 
gen des Auswärtigen Ausschusses der Rati.fdkation 
der einzelnen Teilabkommen — als Voraussetzung 
für jede weitere Planung der Gesamtwirtschaft und 


als wichtiger Faktor zur Stabilisiierung — - vordring- 
liche Bedeutung zuerkannt. Der Ausschuß emp- 
fiehlt, in Übereinstimmung mit dem Votum des an 
den Beratungen mitbeteiligten Haushaltsausschus- 
ses, dem Entwurf der Regierung zuzustimmen. 


Bonn, den 19. November 1959 


Dr. Leverkuehn 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — ■ Drucksache 1098 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 19. November 1959 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Furier Dr. Leverkuehn 

Vorsitzender Berichterstatter 
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